
I.Beiblatt 

_54/A .• ~. 
zu 42/~~ 

Zu der von den Abg.E i beg ger und Genossen in der Sitzung 

des Nationalrates vom l7.Juni 1953 an den Bundesminister für Inneres 

ge~ieb.teten Anfrage, betreffend die Au.sstellung von Reisepässen an be­

lastete Personen im Sinne d~s Verbotsgesetzes 1947, teilt Bundesminister 

Hel m er' folgendes mit: 

Mit Beschluß des Exekutivkomitee~ der Alliierten Kommission 

für Österreioh vom 21.März 1947 wurde die 13q.ndesregierung ermäohtigt, 

österreichisohe Reisepässe, deren. Ausstellung bis dahin. in jedem Ein -

zelfalle einer alliierten Genehmigung bedurfte, an poli tisoh verläss­

liche österreichisch~ Staatsbürger im eigenen Wirkungsbereich auszu­

stellen. Dieser Besohluß enthielt das ausdrückliche Verbot, an PerSQ­

nen, die der Registrierungspflicht nach § 4 Abs. 1 des Verbotsgesetzes 

1947 unterliegen, Reisepässe auszustellen, und bestimmte, daß Paß- und 

Siohtve::! •. :~rksanträ.ge·dies.er Personen :auch iw~i i;e:r,h.~n dem viergliedrigeri 

Direktorium für innere Angelegenheiten ~ur Prüfung und Entsoheidung 

vorzulegen .sei~n. ;Diese,AnordnllllgVfurde mit deD,\,Schre~ben.des Exeku-
•. :. '.' .';: ':', . , '. f .,' . .. :. '.' :.' . ':' ,,: ,'," '," "J • • • • • • ~. '0 • ". • :, ,;.;. 

tivkomi tees an den Bundeskanzler vom 9.Aprii 1947 ' wiederholt. 
. . 

. Nach d~mlnkrafttretendesBundesverf8s~l1lt8sgesetzes vom 

21 ... April 1948, BGBl. Nr. 99, über die vorzeitige Beendigung der im Na­
tionals9zialistengesetz v:orgesehenenSühnefolgenf~r~nderbelastate 

" '-'. ',". .' ' .. - '" ' . .-' ........ , .. -: ,-, ,-', ; .' " .". 

l?er.so~e.l'l (w~Cf,es~i tens . ,de,r B~satzung,s:bel:lördel).,_z .. ut$~~s,~i~II1~,d~.ßMindE:!.r ... 
belas~~te!1uchhi~siohtl;i,chd.er P:aßsu,sstellung. den un~e.la8teten· "'.' 
Österrej'-ch~~n. gle~dhgesteli t:~d~~' ~d ,d~he~.o~~~.lliie:rteGe.neh~, 

. ' . ';', '",: '~.; ;',' ~'::: ,: ;.;; ;'~ .... '. ,,;."; :':.,') ..... -'. .'.,: ,', . ',\. :. .. ~ ,- '", , ;. ~':', 

migu~:Reis,e pässe~l'ha 1 ten konnten. 

~insi,chtlich de,r Be~a,ste,t~n_.istjedop~ ,biahe+. ,k~inaXndertlng 
" ." .. l' : .;., ~, • _', .' , • • ' .; .:. .' • . '; .", 4 :. i' ' _, . ,:,:' I, . :' ~ ~ . \ .,;... .'.. • .• ~ • 

der dllTClA den obaJl e.rwäp.nten .all~iE)rten 13es.QlüI.lßv~m 21.~~r~;194Tge-
• ", .• , , • ... '. 'i: " .:. i . . . \ . . . -: ,,\. ;; ;. : '~ : " ' .... " .. 

sahaff~llen R~(lhtsl:a~eei4getreten, .so~~a. die. A!1sl3t~ll~gyon. l~eise- '" 
pissena4·Ap,g~höri.ge dJeser.fe~son.engruppe. ~.Q..chheut~noc~einer vor-

" • ;': ' : ,: •• :", • ' ':. " '. <. ': .'.' ~' '. ';.' : '..' , " ••• ,' . • • ' ,- .~. '. , ." • :; .'. '. • .,. - ~ 

pexige~'Gen~llllligung durqh ;deZl ~m.In,ternen D~rekt9riu{ll naop,g~or~ne ten 
,411iiert~n,Gr~n~koniro'11~~rb~i,t~aUSsqhuß qedart.··, . ..', .. ,u 

. ~ . . " . . " ; . '" " '" '. ',: '. ~" .' "" -.' " 

'" ,:' 
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2.13eiblati: ; .August 1953 

Das Bundesministerium für Inneres pflichtet der Ansioht bei, daß 

die bestehenden Beschränkungen bezüglich der Ausstellung von Reiaepäs. 

sen an Belastete aus dem Grunde im Widerspruch zu' den öste~rE:lichischen 

Verfassungsges~tzen stehen, vIToi1 sie einerseits eine im Nationalsozi­

alistengesetz nicht vorgesehe~ Sühnefolge darstel1en,ande.rseits aber 

4en staatsgrundgesetzlieh gewährleisteten Rechten der Freiheit der 

Auswanderung und des Aufenthaltes widersprechen. 

Ebenso ist das Bundesministerium auch der Ansicht, ·daß die vor 

stehend erwähnten Beschränkungen ebenso wie alle anderen Einsohränkun­

gen der tSsterreichischen Paß- und Sichtvermerkshoheit auch im Wider­

spruch zu den Bestimmungen des Kontrollabkommens vom 28.Juni 1946 

stehen, in dem ausdrüoklich vorgesehen ist, daß die Kontrolle des 

Re1severkehrs mit dem Ausland nur so lange den Besatzungsmäohten vorbe .. 

halten bleiben Ball, bis österreichische Grenzkontrollstellen errichtet 

sind. Diese Voraussetz~ng ist nun schon seit Jahren gegeben, und von 

l~einer Besatzungsmacht kann behauptet werden, daß diese Stellen nioht 

einwandfrei fu.nktionieren. Die Bundesregierung hat diesen standpunkt 
sohon/IRXgerer Zeit gegenüber de~ Alliierten Kommission vortreten, wird 

jedooh nicht verfehlen, neuerlich mit allem Naohdruck das Verlangen an 
den J,lliierten Rat zu stellen, daß in Du.rchführung ,des Kontrollab­

kommens sämtliohe noch bestehenden Einschränkungen hinsichtlich der 

Ausstellung von Reisepässen und Siohtvermerken duroh die österreichi­

sohen Behörden aufgehoben werden • 

....... -.-.-.-.-
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